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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.10.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2023/04/0075 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/03/0108 E 10. Oktober 2018 RS 4 (hier nur der letzte Satz) 

Stammrechtssatz 

Die Verwaltungsgerichte und die Verwaltungsbehörden trifft insbesondere die Verpflichtung, im 
Anwendungsbereich des Unionsrechts die einschlägigen Rechtsvorschriften der Union zu identifizieren 
und deren Sinn auch anhand der Rechtsprechung der Gerichte der Europäischen Union, insbesondere des 
EuGH, der letztlich zur Auslegung der Rechtsvorschriften der Europäischen Union zuständig ist (vgl. Art. 
267 AEUV), zu erfassen. Auf dieser Grundlage ist der Inhalt der österreichischen Rechtsvorschriften zu 
klären, die damit im Zusammenhang stehen. Dies betrifft insbesondere solche österreichischen 
Rechtsvorschriften, die unionsrechtliche Vorgaben umsetzen. Maßgebend für das Zusammenwirken 
zwischen unionsrechtlichen und österreichischen Rechtsvorschriften sind insbesondere die 
unionsrechtlichen Grundsätze des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts samt der 
unionsrechtskonformen Auslegung des nationalen Rechtes. 
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